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"was müßte unsere Einstellung gegenüber einer Autorität

sein, die uns ständig täuscht, ihre wahren Absichten

verheimlicht, das Risiko für das menschliche Leben

steigert, die Erde verwüstet, diejenigen einsperrt, die
sich widersetzen?

Philip sagte einfach: Ich glaube, wir sind ihre einzige
Chance. Wahrhaflig. Welchen anderen Zugang haben sie zum

Leben, zur Erkenntnis des Terrors dessen Beute sie sind?

Welche andere Hoffnung als die, die ihre Freiheit für die

gefährdete Wahrheit aufs Spiel setzen?"
Daniel Berrigan



VORWORT

In diesem Rundbrief berichten wir von der Aktion "6.−9.8
Hiroshima und Nagasaki in Gundremmingen", unserer Auswertung
und juristischen Einschätzung. Wir wollen damit mit Euch
in Auseinandersetzung über unser Konzept des gewaltfreien
zivilen Ungehorsams treten.

Grundlage unseres weiteren Weges ist der Aufruf "Mahnwache
Gundremmingen" und die Resonanz undKritik, der wir be−
gegnen.
Der Bund Naturschutz Bayern wäre bereit mit uns zusammen−
zugehen.Wir−stellenünsvor,mit der KGB in Günzburg ein
öffentliches Gespräch auch mit Fachleuten über unsere
zukünftige Energiepolitik zu veranstalten. Wir werden uns
auf dieses Gespräch im Folgenden immer wieder beziehen
können und müssen.
Als deutlichste Antwort bereiten wir unsere erste Atomtrans.
portblock . Bisher gibt es zwei mögliche Vorstellungen
über die Form der Blockaden. Zum einen: wir blockieren den
Schienenweg, wenn ein Transport mit abgebrannten Brenn−
elementen das AKW verlassen will. Unsere Aussage wird klar
und unmißverständlich, die Konfrontation ist unmittelbar.
Aber dazu ist es notwendig, sehr sorgfältig nachzuforschen,
wann ein Transport das

AKW verläßt, ferner braucht es einen
Kreis von Menschen,die ach sehr kurzfristig bereit sind
mitzumachen. Der andere Gedanke geht davon aus, daß nicht
alle Menschen,die die Atomindustrie in ihrem Treiben be−
hindern wollen, deshalb ständig in Bereitschaft zur
Blockade leben wollen/können. Das bedeutet, die Blockaden
an Wochentagen im Zeitraum vor der Revision, in dem Trans−
porte zu erwarten sind, durchzuführen; wir könnten uns
vorbereiten, sie ankündigen und dazu aufrufen. Selbst wenn
wir keinen Transport antreffen würden, wäre es doch eine
friedliche Versammlung, die unseren Widerwillen deutlich
macht. Interessant ist dabei auch, zu welchen Reaktionen
sich die Leitung des Kernkraftwerkes, das Landratsamt und
das Innenministerium mit Polizei entschließen könnten.

Soweit unsere noch unausgegorenen Überlegungen.
Wer Interesse hat, diese Ideen. weiter zu entwickeln, den/
die möchten wir ganz dringend einladen zum Gedanken−
austausch

Mi 7.11 20 Uhr Pizzeria a9. Bahnhof Günzburg
Jede Blockade ist ein Hinweis auf die Möglichkeit, daß
eines Tages die Atomindustrie und auch der Staat, insoweit
er sie legalisiert und unterstützt, nicht mehr um die
Konfrontation mit den Folgen ihres Tuns herum kommen.
Wir setzen darauf, daß genügend Menschen mit uns die
Überzeugung teilen, daß der Ausstieg aus derAtomenergie
und der Einstieg in eine sparsame Energiepolitik unsere
Mühe, den zivilen Ungehorsam und auch das Gefängnis
wert sind.



AKTIONSBERICHT

"Das
Gedächtnis

der Menschheit dete Leiden ist er−

staun (hre "ür kommende Leiden ist

fast noch geringer .Diese Aresumsftheit ist es,die wir zu be−

kämpfen haben, ihr äußerster Grad ist der Tod.

Allzuviele kommen uns schon heute vor wie Tote,wie Leute, die
aben,so wenig tunschon hinterSichrapem,was sie vor sich haben,

sie dagegen! Bert Brecht 1952 L?n

ee

3o begann unser Flugblatt zur Akt.ion vom 6.8.bis zum 9.8.90

An den Jahrestagen von Hiroshima und
Nagasaki

waren wir vor

dem Tor des AKW.
Mit einer Tag−und Nachtpräsenz,Die−ins zum Zeitpunkt der Bom−

benabwürfe und fastend wollen wir den unbehelligten Betrieb

des AKWs stören.
Wie dies alles abgelaufen ist,will ich als Teilnehmer versu−

chen zu schildern.Vorab vielleicht noch,daß wir seit April 89

dem 3. Jahrestag von Tschernobyl, jeden Sonntag ab 15"Uhrflhalt
ten L

und da® schon einige Aktionen gelaufen sind.Ohne diesen Hin−

tergrund an Gemeinsammkeit, Erfahrung und Entschlaßenheit

wäßre diese Aktion so nicht möglich gewesen!
Vorab auch noch: Vorbereitungswochenenden der Teilnehmer und

Gespräche im Landratsamt Günzburg.Dieses Landratsamt verbat

sich dann unsere Aktion mit dem Hinweis auf den gefährdeten
Betriebsfrieden und »&&s uns als Äusweichs −

ort wei wur den abgelegene Parkplatz des AKWsS zugewiesen:
Ein Kompromiß des Landratsamts sah so aus; für jeweils 10 Min.,
zur Zeit der Abwürfe, Anwesenheit vor dem Tor,den Rest der

Aktion auf dem Parkplatz.
Darauf konnten wir freilich nicht eingehen und haben dies
auch deutlich gemacht.
Sodann,Montag 6.8.kurz vor 7"Uhr,ich habe Urlaub und befinde
mich statt im Bett auf dem Großparkplatz des AKWs Gundrem−

mingen.Beim Vorbeifahren ein Blick auf, das Werkstor.Dort

?stand schon einiges an Polizei hesrum.Aber das war ja klar!!
?nn:Treffen vor Ort.Da waren wir nun;vier Akteure und einige

UnterstüterInnen der Aktion.Für mich schon hier eine erfreu−

liche Überrraschung;drei "neue Gesichter"aus dem Stuttgarter
Raum. Toll,wenn man sonst immer in Minimalbesetzung plant und

umsetzt!!

a Zusammen gingen wir nun in Richtung AKW−Tor.Ungefähr 10−15 Me−
|

ter davor wurden wir von den Polizisten begrüßt.Der Leitende
Beamte vor Ort war−H.Nägele von der FPI in Burgau.Ein alter

Bekannter von uns aus mehreren Gesprächen im Landratsamt und

ein guter,korrekter Mann.Er fragte uns,ob wir denn nicht den
Bescheid vom Landratsamt erhalten hättenund was wir denn nun

tun würden.wWir gaben ihm ein vorbereitetes Papier,auf dem wir

alle für uns denkbaren Situationen und unsere jeweiligen Re−

aktionen festgehalten hatten.So stand dort z2.B., falls wir
von der Polizei vor dem Tor abgefangen werden, bleibenllan Ort

und Stelle und machen dort unsere Aktion. wir

Und so kam es dann auch.Um 7,45"Uhr haben wir uns Zum ersten
Die−In® vor die Polizisten auf den Boden gelegt.In zeitlichem
Abstand sind wir drei−mal aufgefordert worden, aufzustehen

und zu gehen.Nach der letzten Aufforderung hat man uns dann



in eines der bereitstehenden Einsatzfahrzeuge geführt,und uns
in die entgegengesetzte Ecke des Parkplatzes gefahren.Nach_dem
wir dort wieder austeigen konnten sind wir schnurstraks zu−

rückgelaufen und haben uns wieder hingelegt.Der Unterschied

war,daß unser Standpunkt nun 20 Meter vor dem Tor war und
uns die Transparente,die wir beim Erstenmal auf dem Boden

ausgebreitet hatten, weggenommen wurden.Wieder bekamen wir die

Aufforderung zu gehen.Begleite# wurde dies alles,neben dem

Einsatzleiter,den anderen Beamten,einem polizeilichem Video−

filmer, von unseren UnterstützerInnen und unserem Photographen.
Wieder wurden wir verladen und wegtransportiert.Im Bus ver−
suchten wir durch Fragen hinter den Sinn dieser Polizeitaktik

zu gelangen und zeigten deutlich unsere Verwunderung.Wieder
gingen wir gemeinsamm zurück und konnten unser einstündiges
Die−I«n,wieder ein paar Meter weiter vom Tor entfernt, beenden.

Anschließend standen wir,im Kreis auf der Zufahrtsstraße zum

Besucherinformationsgebäude hinter einem Polizeibus und den
Beamten.wir sprachen miteinander und diskutierten mit den Po−
lizisten und dem, "zu Besuch"gekommenen,zuständigen Beamten des
Landratsamts.Nach geraumer Zeit wurden wir aufgefordert,den
Platz zu verlassen.Zwei Beamte führten uns,nachdem wir darauf

nicht reagierten,zu jeweils getrennten Einsatzfahrzeugen in

denen wir Platz nehmen mußten.Darin wurden zur PI nach Burgau
gefahren. Nachdem es dort nur zwei Zellen gab (oder nur zwei
frei waren)landeten ?da zwei bei der PI in Günzburg.Erwähnens−
wert vielleicht das Gefühl, im Polizeibus durch die Stadt zu
fahren und sich vor den drei Beamten bis auf die Unterhose
auszuziehen,die dann, rücksichtsvollerweise,nur kurz herrunter−

gekassen werden mußte.So dann:tritt ein in deine Zelle.
Gummimatratze,Kloschüßel,alles fest,ein krätziges Stück Decke
und unklar wie es weiter gehen wird;dies alles in der Unter−
hose−toll!!

j

Am frühen Nachmittag wurden wir zusammengebracht und, wieder

angezogen, zum Amtsgericht nach Günzburg chauffiert.Der dortige
Richter,H.Seitzer, bestätigte den Freiheitsentzug,den in Bayern
erstmals angewanten Sicherheitsgewahrsam!Bis zu 14 Tagen kann

man nun nach Polizeigutdünken festgesetzt werden!H.Seitzer af
hat uns dies in unserem Fall*bestätigt.Einer der uns beglei− fer vor

tenden Polizisten sagte: "Warum sollen wir das entscheiden,der Tage
Richter verdient drei mal mehr als wir."
Jeder von uns wurde einzeln vernommen und bekam eine Abschrift
des Protokolls.Da dem Richter und den Polizisten unklar war,
wo es jetzt mit uns hingehen sollte, fuhren wir zunächst wieder

nach Günzburg.Dort hieß es dann allerdings;die Frau nach

Memmingen,die 3 Männer nach Neu−Ulm und zwar schnell,denn die

zuständigen JVAs nehmen neues Klientel nur bis 17"Uhr an!So

wurde denn auf der Fahrt auch schon mal rechts überholt.

In Neu−Ulm hätte dann noch beinahe der JVA−Beamte einen Strich
durch dien Coup gemacht.In barschem Ton fragte er die Beamten,
was des denn hier solle und wer uns eingewiesen hätte.Es
klärte sich doch noch auf und so durften wir in unsere neue
3 Mann Behausung abgeführt werden. Bettzeug, Decken, Waschzeug
und Tee.Es wurde freundlich und korrekt mit uns umgegangen.
Am nächsten Vormittag| öch eine Vernehmung statt.Teil der

diesmaligen Befragung war,wie schon beim Richter,wie lange die

Aktion denn dauern würde und was wir denn bei vorheriger Ent−



lassung zu tuen gedenken. Auch jetzt war von unserer Seiteklar,die Aktion wird,wie geplant, bis Donnerstag Nachmittag vordem Gundremminger AKW−Tor fortgeführt!am Dienstag Mittag war Zellenaufschluß und Hofgang.Gefühls−mäßig war der Knast: wohl eine komische Sache. Zum Einen wus−sten wir und auch die,daß wir am Donnerstag wieder rauskom−men werden,dann die korrekte, freundliche Behandlung, Sonder−Status,gleich eigene Klamotten und kein Arbeitsdienst; zumAnderen halt doch:das erste Mal im Gefängnis,wo mir nicht soklar war,was ich denn eigentlich verbrochen hätte.Na ja,amNachmittag dann, total überraschend, Entlassung !’Wir zogen ver−dutzt von? dannen,die JVA im Rücken.Ein tolles Gefühl, obwohloder weil es doch nur ein Tag richtiger Knast war und jetzt,plötzlich;Frei!!Das Wort gewinnt eine ganz andere Bedeutung,als zu Hause beim Fernsehen!
Wir trafen uns dann alle in Ulm wieder zusammen./»Zur JVA in Memmingen wäßre noch anzumerken; ausziehen, kniebeu−gen, duschen, Knastklamotten und das ganze bei der

Entlassungwieder umgekehrt !Dazwischen; Einzelzelle, weil man einem d&efastet keine Zellengenossin zumutet oder aber auch umgekehrt.Am frühen Dienstagabend trafen wir alle wieder am AKW ein.Wir hatten schon vorher erfahren, daß es durch unsere,aberauch durch die Aktion des Gerichts zu einem rießigen Presse−echo gekommen war,und uns bereits einige Leute vor dem Gund−
remminger AKW erwarteten.So war es denn schon ein großes Tri−
umpfgefühl jetzt,mit über 20 Sympatisanten ungehindert vor dasTor ziehen zu können und letztendlich doch noch unsere Mahn−wache abhalten zu können! !Der neue Einsatzleiter, Vizechef vonKrumbach, kam auf uns zu und erklärte,daß nun kein unnittel−

greifen mehr nötig sein sollte,wo doch alle Beteiligtenahnten,daß dies dem denkwürdigen Vorgehen der bayerischenJustiz zuzuschreiben war.
Die erste Nacht vor dem Tor war kalt und lang.Am Mittwoch erlebten wir eine wechselnde Polizeitaktik.Einmalwurden anwesende Sympatisanten aufgefordert zu gehen,da mansonst ihre Personalien aufnehmen müße und Sie mit einer Anzei−ge zu rechnen hätten.Ein andermal wurden anwesende Unterstütz−

Jer Kontakt zu den Arbeitern des AKWs war da schon vielschwieriger und die "Fronten" schienen verhärtet.Die Ausnahmewar eine normale Diskusion,häufiger kam verbaler Mist in derbekannten Form; "Arbeitsscheues Gesindel...",meistens kam lei−der gar nichts.Schade!
Am Donnerstag, zum abschließenden Die−Inn und der Mahnwache,

fen Idealisten zu sein und auf dem einzig richtigen Weg zusein.

Es gibt bestimmt viele,noch viele mehr,die,wenn es um dieSache geht kommen, kommen werden!!!
Am frühen Donnerstag Nachmittag zogen wir dann ab.Schon einwenig erledigt zwar,aber doch größtenteils glücklich und zu−frieden.
Hier jetzt auch noch mal:Es tut Jede und Jeder,die sich soli−darisch erklärt haben,die da waren,die sich gemeldet haben,unglaublich gut!!Ihr seit ein Teil unserer Kraft und unseresGlaubens! ’! Danke!!



Nachgedanken zur Aktion

6.−9.August Hiroshima und Nagasaki in Gundremmingen"

Das Landratsamt Günzburg hat für die gesamte Aktion die
Auflage erlassen, daß sie auf dem entlegenen Revisionspark−
platz stattzufinden habe, wobei uns ein zehnminütiges Die−In
vor dem Tor bei einem Gespräch mit Vertretern des Landrats−
amtes, der Polizei und des Kraftwerkes als Kompromiss ange−
boten worden war. Wir führten die Aktion wie geplant durch,
d.h. Präsenz ynmittelbar vor dem Werkstor und einstündige
Die−Ins zur Zeit der Bombenabwürfe. Damit begingen wir
zum ersten Mal offensiv und unmißverständlich Zivilen
Ungehorsam. Wir haben damit begonnen, das einzulösen, was
wir in unserem Aufruf angekündigt haben: Ziviler Unggehorsam
bedeutet, daß wir bewußt Gesetzesauslegungen überschreiten,
wo sie das Unrecht der Atomenergie decken. Offensichtlich
hat uns das unser Gegenüber doch nie ernsthaft abgenommen
und so waren sie deutlich überrascht und unvorbereitet.

Durch die erstmalige Anwendung des umstrittenen
Polizeiaufgabengesetzes, als Hanne, Rolf, Konni und Alfred
am Montag in Unterbindungsgewahrsam genommen wurden, haben
wir einen breite Solidarität erfahren: besonders die
Fraktion der Landtagsgrünen, Teile des SPD, aber vor allem
viele,viele Einzelne haben mitgeholfen und sich eingebracht.Beim zweiten Die−IN am Nagasakitag waren zwölf Menschen
bereit, teilzunehmen und damit "ungehorsam" zu werden.
Am Montag waren es erst vier.
Die Anwandung des neuen PAG, das den UNterbindungsgewahrsam
bis zu vierzehn Tagen erlaubt,hat ungeheures öffentliches
Interesse erregt,das damit auch auf den Atomstandort Gund−
remmingen gefallen ist. Spiegel, Frankfurter Rundschau,
Zeit, Süddeutsche Zeitung u.v.a.m. berichteten.
Eigentlich ist es merkwürdig, daß vier Tage Unterbindungs−
gewahrsam große öffentliche Empörung hervorrufen, die
Einschränkungen von Leben und Freiheit, die wir mit der
Atomenergienutzung unseren. Kindern zumuten, aber nicht.
Indem wir staatliche Verfolgung bewußt auf uns nehmen,
versuchen wir die Relation umgekehrt wiederherzustellen.
Leider haben die Zeitungen darüber kaum berichtet.

Persönlich haben wir alle diese Tage sehr intensiv erlebt:
Grenzsituation, bei der die Grenze unsere Belasbarkeit nicht
mehr der Maßstab war.Eine gute Erfahrung. Auf der anderen
Seite bleibt uns jetzt die Feststellung:"Mein Leben paßt
nicht zu dieser Aktion". Der Widerstand setzt sich nicht
genügend in unseren Alltag fort. Es fällt uns schwer,
uns den nächsten Schritt vorzustellen.
Vor allem mit der Polizei als Vertreterin der Staatsgewalthaben wir ein Gespräch geführt: auf unsere Aktion folgte
ihre Antwort, die sich im Lauf der Aktion verändert hat.



Die Polizei vor Ort hat erfahren müssen, wie schnell sich
das Recht ändern kann und man von den vorgesetzten Behörden
im Stich gelassen wird ?als dem Innenministerium
die politische Brisanz der Lage bewußt wurde und es darauf−
hin die sofortige Freilassung der Festgenommenen anordnete.

Dennoch hat uns der konkrete KOnfliktgegener gefehlt.
Die Suche nach den Verantwortlichen ist schwer. Wenn die
Verantwortlichkeit allgemein bleibt, sind auch wir selbst
einbezogen: jede soll das Ihrige zum Ausstieg beitragen.
Auf der anderen Seite werden wir damit ungenau; man könnte

Eindruck bekommen, daß wir mit den gewaltfreien Aktionen
l__.ztendlich niemand meinen und treffen wollen. Unser mora−
lischer Druck muß eine Richtung haben, wir müssen RWE/
Bayernwerk und die Regierung künftig ernster nehmen, ihnen
konkrete Forderungen stellen und mit ihnen die Auseinander−
setzung aufnehmen. Vieleicht war es sogar ein Fehler mit
dem Zivilen Ungehorsam zu beginnen, ehe uns der eigentliche
Gegner klar ist.
Die sonntägliche Mahnwache geht weiter wie bisher; wir
sind ein kleiner Kreis wie immer. Von der Aktion ging wohl
doch kein so großer IMpuls für die Menschen aus, sich
nach ihrer Haltung zur Kernenergie zu fragen. Die Reaktion
auf den Störfall am 9.9.90 in Gundremmingen, bei dem ein
Brennelement über dem Lagerbecken abgestürzt ist, war die
gewohnte Gleichgültigkeit. Auch wir begreifen noch immer
kaum die Dimension der Gefährdung, finden nicht das
Verhältnis zwischen Tschernobyl, seiner ständig neuen
Möglichkeit und unserem Leben.

Die−In
am Tschernobyltag 90



JURISTISCHES

Be
In den letzten Monaten bildete sich aus der sonntäglichen
Mahnwache der Wille zu weitergehenden Formen der Auseinander−

setzung heraus, hin zu gewaltfreien Aktionen zivilen Un− S

gehorsams. Mit dem zivilen Ungehorsam stellen wir die Legi−
timität der Atomwirtschaft und die Rechtmäßigkeit des staat−

lichen Festhaltens an der Atomenergie in Frage. Dies geschieht
in der Überzeugung, daß hier eine Technologie betrieben

und verantwortet wird, die man nicht verantworten kann und

darf, weil sie über kurz oder lang die Erde in einen für

Menschen unerträglichen Planeten verwandelt.

Bisher wird die Atomspaltung von allen drei Staatsgewalten

−Regierungen, Parlamenten, Gerichte, legitimiert. Dabei

wird Verantwortung so oft geteilt, bis sie verschwindet.

Was die "friedliche"Nutzung der Kernenergie bedeutet, darf

dort nicht gedacht werden. So hat auch bei der strafrecht−

lichen Verfolgung von TeilnehmerInnen der Mahnwache Gund−

remmingen (in Angesicht der Atomanlage) die strikte Ver−

drängung dessen, worum es eigentlich gehen müßte, oberste

Priorität.

I Versammlungsrecht
Die Versammlungsfreiheit ist außerhalb von Wahlen das

Recht der BürgerIn zur Einflußnahme auf die politische

Willensbildung. Weder ein Die−In noch eine gewaltfreie
Blockade widersprechen dem Charakter einer unbewaffneten

und friedlichen Versammlung unter freiem Himmel. Wo unser

Staat wohlwollend dem Verbrechen der radioaktiven Verseuchung

zusieht, lassen wir uns das Recht nicht nehmen, uns dagegen

zu versammeln und dieses Unrecht möglichst zu behindern,

−geistig, moralisch und materiell.
So haben wir gegen zwei Auflagenbescheide des Landratsamtes

Günzburg, die uns den Zutritt auf das Gelände, sauf dem

wir sonst immer Mahnwache halten, für den 29.4.90 (Tscher−

nobyl) und den 6.−9.8.90 (Hiroshima und Nagasaki) verwehrten−

Widerspruch beim Verwaltungsgericht Augsburg eingelegt.

Als Grund der Auflagen wurde das Eigentumsrecht der KGB

sowie die von unserer Versammlung ausgehende "Gefährdung

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung" angeführt. In

beiden Fällen hielten wir uns nicht an die Auflagenbescheide,

da wir sie als unverhältnismäßige Einschränkung unserer

Versammlungsfreiheit einstufen.

ni

II Hausfriedensbruch
Ein Atomkraftwerk ist weder ein Haus noch ein friedlicher

Ort. Auch wird ein Verbrechen nicht dadurch weniger schlimm,

daß es in privater Verantwortung ausgeübt wird, kurz und

gut: wir erkennen dem AKW den Charakter des Privaten ab.

Hausfriedensbruch wird uns eigentlich dauernd vorgeworfen.
Nach Auffassung der Betreiber ist schon jede Mahnwache ein

Hausfriedensbruch, der lediglich normalerweise toleriert

wird. Wegen Hausfriedensbruches kommt es nur auf Antrag
des Grundstückeigentümers zu strafrechtlicher Verfolgung.
Der Eigentümer tritt dann als Nebenkläger auf.Bisher wurde

nur einmal Anzeige erstattet, nämlich für die Tage im August.
Neun Personen, die am Nagasakitag am Die−In teilgenommen
hatten, wird Hausfriedensbruch vorgeworfen, vier weiteren
zu ata
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III Nötigung
Dem Vorwurf der Nötigung muß eine Verletzung der Persön−lichkeitsrechte eines Dritten zugrunde liegen. Nötigungbedeutet die Ausübung von Zwang mit verwerflichen Motiven.Am Hiroshimatag sollen vier Personen zweimal die Fahrbahnblockiert haben, was ihnen nebst oben erwähnten Tatvorwürfen(Hausfriedensbruch, Verstoß gegen das

Versammlungsgesetz)Festnahme und
Unterbindungsgewahrsam einbrachte. Den Teil−nehmerInnen des Die−In vom Nagasakitag wird versuchteNötigung vorgehalten.

Offenbar versteht die bayerische Polizei unter dem Begriffder gewaltfreien Aktion von vornherein nichts anderes alseine Blockade.
Blockiert hat am

Hiroshimatag die Polizei, die uns nichtauf den Bürgersteig vor dem Fußgängertor ließ, wo wir dasDie−In ?halten wollten, und die dafür die ganze Fahrbahnabriegelte. Und inwieweit ich einen Fußgänger nötige, wennich mich vor ihn auf den Boden lege, ihm die Wahl lassendüber mich oder im Bogen um mich herum zu laufen, muß derFantasie der Gerichte überlassen bleiben.

IV
Unterbindungsgewahrsam

Konni, Alfred, Hanne und Rolf wurden am
Hiroshimatag inUNterbindungsgewahrsam genommen, der ursprünglich vierTage dauern sollte,aber schon nach einer Nacht abgebrochenwurde aufgrund der falschen Behauptung, die Festgenommenenhätten sich bereit erklärt, die Versammlung zu beendenb.z.w. die Versammlung sei beendet gewesen (richtig hättees heißen müssen, die Versammlung werde im Gefängnis weiter−geführt und das dürfe sie auch nicht).

Gegen den Beschluß ?mit dem das Amtsgericht Günzburg denUnterbindungsgewahrsam angeordnet hat, haben wir sofortigeBeschwerde eingelegt, die wir Soweit es geht, durchfechtenwollen, wobei wir uns an den bayerischen Gerichten nurgeringe, am BVerG in Karlsruhe sehr gute Chancen ausrechnen,sollte es soweit kommen.
Die Möglichkeit, Personen bis zu zwei Wochen ohne Haftbefehlfestzuhalten, wird im

Polizeiaufgabengesetz (Landesgesetz)
gegnerInnen in Wackersdorf ersonnen. Dieses umstritteneGesetz jetzt anzuwenden führt zu einem Legitimationsverlustder staatlichen Gewalt, und damit können wir arbeiten.Mit jeder gewaltfreien Aktion stellen wir dann auch die Frage,ob man uns wieder in

Unterbindungsgewahrsam nehmen mag. Damitorganisiert sich unser Widerstand so, daß die Versammlungim Gefängnis mit verstärkter Wirkung weitergeht.
Mit dem zivilen Ungehorsam nehmen wir die staatlichenSanktionen bis hin zum Gefängnis in Kauf. Indem wir auchdavor nicht zurückschrecken, wird der Knast zum Kampfmittelin der gewaltfreien

Auseinandersetzung. Er stellt die
Verhältnismäßigkeit wieder her.
Bisher allerdings gibt es noch keinen einzigen Strafbefehl,sondern es wird "

ermittelt".Mit der
Kriminalisierung wirdversucht, jeden über das konventionelle Maß gehenden Gewissens−appel zu verbieten. Dieser Versuch muß notwendig scheitern,dennn er schafft, was er verhindern will.
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Gundremmingen ?− Nur wenige Tage,
nachdem der Bayerische Verfassungsge−
richtshof (VGH) die umstrittene Verlänge−
rung des sogenannten Unterbindungsge−
wahrsams für Rechtenserklärt hat, ist es
zu einem spektakulären Fall einer solchen
?Vorbeugehaft? gekommen.Polizeibeamte
nahmen am Montag vier Teilnehmereiner
’aus einem Dutzend Kernkraftgegner be−
stehenden Mahnwache am Atomkraft−
werk Gundremmingen (Landkreis Günz−
burg) fest Am Dienstagnachmittag er−
klärte das bayerische Innenministerium,

|
auf seine Veranlassunghinsei der Unter−
bindungsgewahrsam aufgehoben worden.
Die Betroffenen befänden sich wieder auf
freiem Fuß.

?Durch Hinlegen blockiert?
Nach Auskunft der Polizeidirektion

Krumbach habendie vier Demonstranten,
drei Männer und eine Frau, gegen eine"
Auflage des Landratsamts Günzburgs ver−
stoßen, indem sie den Zufahrtsweg zum
Kernkraftwerk ?durch Hinlegenblockiert?
hätten. Außerdem hätten sie die Demon−
stration auf nicht zugelassenes Areal aus−
gedehnt, indem: sie nämlich statt auf ei−
nem Parkplatz, der ihnen vom Landrats−
amt zugewiesen worden sei, direkt vor
dem Werkstor demonstrierten.
Die umstrittene Regelung des verlän−

gerten ?Unterbindungsgehorsams?, die
CSU und Staatsregierung gegen den Wi−
derstand der Opposition durchgesetzt ha−
ben,ist am 1. April 1989 in Kraft getreten.
Sie sieht unter anderem vor,daß die Poli−
zei Verdächtige nicht nur wie bisher 48
Stunden, sondern bis zu zwei Wochen in
Gewahrsam nehmenkann. Voraussetzung
dafür ist, daß ?die unmittelbar bevorste−
hende Begehung oder Fortsetzung einer
Straftat oder Ordnungswidrigkeit? verhin−
dert werden kann, die ?von erheblicher
Bedeutungfür die Allgemeinheit? ist.
Die religiös orientierten Teilnehmer der

Mahnwachehatten von Montag,6. August

Ende einer Mahnwache??
Vier Demonstranten In Gundremmin

− dem 45. Jahrestagdes Abwurfs der
Atombombe über der japanischen Stadt

burg verstoßen.. .*1$*

genin Unterbindungsgewahrsam genommen

Hiroshima −, bis Donnerstag, 9. August,
dem Jahrestag des Bombenabwurfs über
Nagasaki, täglich gegen die ?schleichende
Verstrahlung der Schöpfung?, wie es in)
einem ihrer Flugblätter heißt, protestieren
wollen. Derartige Mahnwachen in Gund−
remmingen fänden das Jahr über an je−
dem Sonntagstatt und zwar immer unmit−
telbar am Werkstor, sagte Sigrid Birnbach,
eine Sprecherin der Kernkraftgegner am
Dienstag. Deshalb sei es für die Teilneh−
mer der Demonstration nicht einzusehen
gewesen, warum man dieses Mal auf einen
weit abgelegenen Parkplatz abgedrängt
werdensollte, ?wo der Gewissensappell an
die−Mitarbeiter des Atomkraftwerks und
an die Öffentlichkeit gar nicht wahrge−
nommen werden kann?.

Das Innenministerium stellte dazu fest,
die vier Demonstrantenseien zweimal von
der Polizei weggetragen worden. Nachdem
sie ein drittes Mal den Zugang zum Kern−
kraftwerk hätten blockieren wollen,−seien
sie von der Polizeiinspektion Burgau zur
Verhinderung weiterer Straftaten wie
Hausfriedensbruch, NötigungundVerstö−
Ben gegen das Versammlungsgesetz in
Unterbindungsgewahrsam genommen
worden. Bei der Anhörung durch den zu−
ständigen Richter am Amtsgericht hätten
die Blockierererklärt, daß sie sofort nach
einer Entlassung erneut den Eingang zum
Kernkraftwerk sperren würden. Der Rich−ter habe daher die Fortdauer des Unter−
bindungsgewahrsames angeordnet und
zwar bis Donnerstag, 17 Uhr. Gleichzeitig?
habe er festgelegt, daß die Betroffenen zu
entlassen seien, wenn die Demonstration
beendetsei. Dies sei inzwischen gesche−
hen. :
Thomas Oelmayer aus Ulm, der Vertei−

diger der Demonstranten, kündigte der SZ
an, er wolle Beschwerde gegendie von ihm
als ?unverhältnismäßig? und ?verfas−
sungswidrig? betrachtete Maßnahmeein−

legen und den Fall vor das Bundesverfas−|
mm
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RE, bo Mahnwache in

Gundremmingen geht weiter
Gundremmingen (dpa) − Die Mahnwache|
vor dem Atomkraftwerk Gündremmingen|
wurde auch am Mittwoch fortgesetzt, ob−
wohl das Innenministerium das vermeint−
liche ?Ende der Demonstration? am Diens− ;
tag zum Anlaß genommenhatte, den ge−
gen vier Kernkraftgegner verhängten Un−|
terbindungsgewahrsam aufzuheben. Die
Grünen bezeichneten die Maßnahme des |
Innenministeriums am Mittwoch als ?Not−
nagel zur Gesichtswahrung?. auf. :der
Grundlageeiner ?Falschmeldung?. Die Be−
hörde habe einsehen müssen, daß schon
dererste Fallder Anwendung des umstrit−
tenen Gesetzes den Beieg dafür lieferte,
daß die Novelle des Polizeiaufgabengeset−
zes in völlig überzogener Weise interpre−
tiert werden könne. Fürdie Grünen habe
sich das Gesetz bereits jetzt als ?Maßnah−
me zur Unterbindung des Grundrechts der|
Versammlungfreiheit? yerwiesen. Die
Kernkraftgegner würden ihre Mahnwa−
(che wie angekündigt? bis Donnerstagahand fnrteatzen / u

?sche SPD sprach nach der Entscheidung

ed u a a anWi
sungsgerichtshof in Karlsruhe bringen. ,
Wie berichtet, hat der Bayerische Ver−

fassungsgerichtshof (VGH) am 2. August|die umstrittene Verschärfung des bayeri−
schen Polizeiaufgabengesetzes (PAG) für
verfassungskonform erklärt. Das Gericht
wies damit mehrere Popularklagen ab, die
insbesondere die Verlängerung des ?Un−
terbindungsgewahrsams? von zwei auf 14
Tage zu Fall bringensollten. Die bayeri−

von einem ?schwarzen Tag? für’die ?libe−
ralitas bavariae?; die Grünen nannten das
Gericht einen ?CSU−Verfassungsgerichts−
hof?, der immer versage, wenn es gelte,
demokratische Freiheiten zu sichern.
Im Mittelpunkt der Klagen stand der

Vorwurf, die Gesetzesnovelle verletze Ar−
tikel 102 : der Bayerischen Verfassung.
Dort ist verankert, daß jeder Festgenom−
menespätestens am Tagnach seiner Fest−
setzung dem zuständigen Richter vorzu−
führenist, der ?gegen den Festgenomme−
nen entweder Haftbefehl zu erlassen oder
ihn ?unverzüglich in Freiheit zu setzen?
hat. Die Festnahme in Gundremmingen
hätte eine viertägige Haft ohne Haftbefehl|
nach sich ziehen könne, wenn nicht das !
Innenministerium am Dienstäg die Frei− |
lassung der

Demonstranten veranlaßt |
hätte. .

a
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Mahnwache in
Gundremmingen beendet

Günzburg (dpa) − Nach viertägiger Dauer
hat am Donnerstagmittag eine Gruppe
junger Kernkraftgegner die Mahnwache
vor dem Atomkraftwerk Gundremmingen
im Landkreis Günzburg wie geplant been−
det. Am letzten Tag ihrer Aktion, die im
Zusammenhangmit dem 45. Jahrestag der
Atombombenabwürfe auf Japan stand,
legten sich neun der Demonstranten für
eine Stunde vor das Werkstor. Andersals

ram Montag nahm die Polizei ihre Persona−
lien nicht auf. Ein Polizeisprecher begrün− |
dete die Zurückhaltung der Ordnungs−
kräfte damit, die Zufahrt ins Werk sei
nicht völlig blockiert worden. Nach Anga−
ben der Polizeidirektion Krumbacherwar−
tet die Teilnehmer eine Strafanzeige we−
gen Hausfriedensbruchs und eines Ver−
stoßes gegen das Versammlungsrecht.

Am Montaghatte die Polizei drei junge
Männer und eine Frau für die Dauer von
vier Tagen in Unterbindungsgewahrsam |

genommen, sie aber am nächsten Tag
überraschendfreigelassen. Die erstmalige
Anwendungdes erweiterten Polizeiaufga−!
bengesetzes, das seit April 1989 in Kraft ist
und eine Festsetzung bis zu 14 Tagen
gestattet, war von den Oppositionspartei−
en im Landtag mit scharfen Worten verur−
teilt worden. Das Amtsgericht Günzburg
hat inzwischen Angaben des Innenmini−
steriums widersprochen, das Ministerium
habe die Freilassung der vier ?veranlaßt?,
Der zuständige Amtsrichter betonte, er
selbst habe, gestützt auf Polizeiinforma−
tionen, entschieden, die junge Leute wie−
der freizulassen. E



SPDkritisiert Inhaftierung von Kernkraftgegnern

4
11:−8−%0  Soddeulsche Zeitung

?Ein Schlag gegen die Versammlungsfreiheit?
Abgeordneter Gantzer: Verschärfung des Polizeiaufgabengesetzes rückgängig machen

VonHannesKrill

München − Mit der umstrittenen Ver−

schärfung des bayerischen Polizeiaufga−

bengesetzes (PAG) haben CSU und
Staat? erung ?Bayern auf den Weg zum
Einsc. ?terungsstaat? gebracht. Das
schließt die SPD aus einem Vorfall, der
sich Anfang der Woche vor dem Atom−
kraftwerk Gundremmingen ereignet hat.
Auf der Grundlage des neuen Gesetzes
wollte die Polizei dort vier Kernkraftgeg−
ner erstmals ohne Haftbefehl drei Tage
lang einsperren, mußte die Demonstran−

ten aber auf Anweisungdes Innenministe−
riums schon nach einem Tag wiederfrei−
lassen. Die SPD sieht sich bestätigt. Aus
ihrer Sicht zeigt der Vorgang, daß die
Polizei ?in vorauseilendem Gehorsam? ge−
neigt ist, das neue Gesetz.noch rigoroser
anzuwendenals seine Verfasser. Die um−
strittene Verlängerung des sogenannten

m
Unterbindungsgewahrsams von zwei auf
14 Tage müsse deshalb unverzüglich wie−
der aus dem Polizeiaufgabengesetz gestri−
chen werden. ?

Obwohl laut Gesetz auch in Bayern
niemand zu einer Gefängnisstrafe verur−
teilt werden darf, der eine Ordnungswid−
rigkeit begangenhat, kanndie bayerische
Polizei seit April vergangenenJahres Per−

sonen, die lediglich verdächtigt werden,
eine Ordnungswidrigkeit ?von erheblicher
Bedeutungfür die Allgemeinheit? zu pla−
nen, bis zu 14 Tagen in Vorbeugehaft
nehmen. In Gundremmingenhatdie Poli−
zei diese umstrittene Regelung erstmals

angewendet.
Zwölf Kernkraftgegnerhatten sich, wie

berichtet, vom Montag bis zum Donners−

tag dieser Woche vor dem dortigen Atom−
kraftwerk versammelt, um mit einer soge−
nannten Mahnwachean den45. Jahrestag
der beiden Atombombenabwürfe über Ja−

pan zu erinnern. Vier von ihnen wurden

jedoch?bereits am Montag von der Polizei
in Vorbeugehaft genommen, weil sie an−

geblich den Zufahrtsweg blockiert und

gegen Auflagen des Landratsamtes Günz−

burg verstoßen hatten. Die vier Kernkraft−

gegnersollten nach dem Willen der Polizei

ursprünglich bis zum Donnerstag in Un−

terbindungsgewahrsam bleiben, wurden
auf Anweisung des Innenministeriums
aber bereits am Dienstag auf freien Fuß

gesetzt. Die Demonstranten setzten dann
ihre Mahnwache vor dem Atomkraftwerk,
wie geplant, −bis Donnerstag fort, ohne
erneut verhaftet zu werden.

?Schlechtes Gewissen?

Die SPD hält ?das Einsperren von De−

monstranten, die keinerlei Gewalt gegen
Personen und Sachen angewendet haben?,
für einen ?Schlag gegen die Meinungs−
und Versammlungsfreiheit?. Der SPD−

Rechtsexperte Peter Paul Gantzer erklär−
te, das Vorgehen der Polizei habe ?alle
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit ver−

letzt? undsolle offensichtlich dazu dienen,
friedliche Demonstranten davon abzuhal−
ten, von ihrem Grundrecht der Versamm−

lungsfreiheit Gebrauch zu machen. Als

?Eingeständis seines schlechten Gewis−
sens? wertete Gantzer die Tatsache, daß
das Innenministerium die ihm unterstell−
ten Polizeibeamten angewiesen habe, die
vier inhaftierten Demonstranten unver−
züglich wieder freizulassen. Der Vorfall

zeige, daß Polizei und Justiz bei der An−
wendungdes umstrittenen Gesetzes größ−
te Schwierigkeiten haben.
Nach Ansicht Gantzers offenbart der

Fall zudem ?eine Fülle von Wiedersprü−
chen und Unklarheiten, die dringend einer

Klärung bedürfen?. Vor allem das Innen−
ministerium müsse unter dem Gesichts−

punkt der Gewaltenteilung erläutern,
?wieso auf seine Anweisung hin ein Ge−
richt eine Entscheidungrevidiert?, obwohl
sich an den formalen Voraussetzungenfür
die Inhaftierung der Demonstranten bis
zu ihrer Freilassung ?nichts geändert hat?.

Schließlich hätten−sie erklärt, ihre Aktio−
nen fortsetzen zu wollen.

Ministerium weist Kritik zurück

Aus der Sicht. des Innenministeriums
entbehrt die Kritik Gantzers jeder Grund−

lage und ist nur mit’seiner ?weitgehenden
Unkenntnis über das Polizeirecht? und

seinem ?fragwürdigen Grundrechtsver−
ständnis? zu erklären. Es sei ?geradezu
unglaublich, daß Gantzer die Nötigung
unbeteiligter Dritter und die wiederholte
Blockade einer Werkszufahrt als Aus−
druck der Versammlungs− und Meinungs−
freiheit ansieht?. Die Entscheidung, De−
monstranten in Unterbindungsgewahr−
sam zu nehmen, sei: ?eine polizeiliche
Maßnahme. Für sie trägt die Polizei die

"Verantwortung?. Dies gelte auch dann,
wenn sie von einem Richter bestätigt wer−
de. ?Diese. richterliche Bestätigung ist
nach dem Polizeiaufgabengesetz aber
nicht Voraussetzung für die Freilassung.?
Ein Richter müsse nur danneingeschaltet
werden, wenn Personen vorübergehend in

Vorbeugehaft genommen werden.In die−
sem Fall sei die Entscheidungdes Richters

für die Polizeiallerdingsverbindlich,teilte
das Ministeriummit.
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Politische Abschreckung
Warum vier Demonstrantenins Gefängnis gesteckt wurden

Gundremmingen
n Bayern hat die Polizei vier junge Leute in
?Unterbindungsgewahrsam? genommen. Sie
hat sie ins Gefängnis gebracht, weil die vier, ,

eine Frau und drei Männer, zum Jahrestag des
Atombombenabwurfs über Hiroshima vor dem
bayerischen Atomkraftwerk Gundremmingen eine
Mahnwachehielten. Das Landratsamt hatte zuvor
als Ort des Protestes einen Parkplatz vor dem
Kernkraftwerk bestimmt. Aber die Atomkraftgeg−
ner demonstrierten vor den Werkstoren. Zweimal
wurden sie von Polizeibeamten weggetragen. Da−
nach setzten sie aber die Mahnwache am uner−
laubten Ort fort, Darauf sistierte die Polizei vier
von ihnen,die sich blockierend aufs Pflaster gelegt
hatten. Einen Tag später wurden sie dem Richter
am Amtsgericht Günzburg vorgeführt. Da er ih−
nen drohte, sie bis zum Ende der geplanten De−
monstration, ?Donnerstag, 17 Uhr?, in die Haft

; zurückzuschicken, versprachen sie dem Richter,
die Mahnwache nicht so lange fortzusetzen und
sich außerdem an die Auflagen des Landrates zu
halten. So die Darstellung der Polizei, die die vier
dann überraschend freiließ. Der Beschluß des
Richters hätte sie vier Tage in Polizeihaft gehalten.
Dennoch setzten sie ihre Mahnwache vor dem
Tor fort und blieben auch bis Donnerstag mittag.
Der Polizei wollen sie diese Absicht schon vorher
geoffenbart haben. Aber die Polizei schritt nun
nicht mehr ?ein. Das Kernkraftwerk erstattete
Strafanzeige wegen Hausfriedensbruchs.

Die Polizeihaft für die vier von Gundremmin−
gen war der erste Anwendungsfall des neugeregel−’
ten Unterbindungsgewahrsams, der seit April 1989
ins bayerische Polizeiaufgabengesetz eingefügt ist.
Eine Normenkontrollklage von SPD, Grünen,
Gewerkschaften und einer Juristenvereinigung vor
dem Bayerischen Verkaislnpsgerichsshor regen
Verstoßes gegen die Freiheitsgarantie der Bayeri−
schen Verfassung von 1946 wiesen? die Münchener
Landesverfassungsrichter vor kurzem ab. So sah
die Polizei alle Staatswächter Bayerns hinter sich
und konnte bei der ersten Gelegenheit tatkräftig
einsperren.

Folgender Gesetzestext ist ihre Grundlage (Ar−
tikel 16 des Bayerischen Polizeiaufgabengesetzes):
?Die Polizei kann eine Person in Gewahrsam neh−
men, wenn ... 2.) das unerläßlich ist, um die un−
mittelbar bevorstehende Begehung oder Fortser−
zung einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit
von erheblicher Bedeutung für die Allgemeinheit.
zu verhindern; die Annahme, daß eine Person eine
solche Tat begehen oder zu ihrer Begehungbeitra−
gen wird, kann sich insbesondere_darauf stützen;
daß a) sie die Begehung der Tat angekündigt oder
dazu aufgefordert hat oder Transparente oder son−
stige Gegenstände mit einer solchen Aufforderung
mit sich führt; dies gilt auch für Flugblätter sol−
chen Inhalts, soweit sie in einer Menge mitgeführt
werden, die zur Verteilung geeignet ist; oder b)
bei ihr Waffen, Werkzeuge oder sonstige Gegen−
stände aufgefunden werden, die ersichtlich zur
Tatbegehung bestimmt sind oder erfahrungsgemäß
bei.derartigen Taten verwendet werden, oder ihre
Begleitperson solche Gegenstände mit sich führt
und sie den Umständen nach hiervon Kenntnis
haben mußte, oderc) sie bereits in der Vergangen−
heit mehrfach aus vergleichbarem Anlaß bei der
Begehung von Straftaten oder Ordnungswidrigkei−
ten von erheblicher Bedeutung für die Allgemein−
heit als Störer betroffen worden ist und nach den
Umständen eine Wiederholung dieser Verhaltens−

weise zu erwarten ist; oder 3.) das unerläßlich ist,
um eine Platzverweisung ... durchzusetzen.? |
?Durch den ebenfalls nenerhullerrgt Artikel 19)
des Gesetzes kann die so leichter mögliche Haft
auf vierzehn Tage ausgedehnt werden.
! Von allen Grundrechten ist das der schlichten
körperlichen Freiheit gegenüber Staat und Polizei
das empfindlichste. Deshalb hat das Grundgesetz
diese Freiheit vor staatlichem Zugriff gleich in |
zwei Bestimmungen gesichert, in Artikel 2 und
104. Die weitgefaßten Texte der bayerischen No− |
velle lassen ale diese Sicherungen außer acht, die
das Bundesverfassungsgericht gegen Freiheitsent−
iehungen konkretisiert hat: Freiheitsentziehende

Paragraphen ?müssen notwendig, bestimmt, eng
begrenzt und ?verhältnismäßig? sein, und sie müs−
sen auf konkreten

Ban
nicht auf

schwammiger Vermutung, auf unbestimmtem Ver−

cht, basieren, Ein Haftbefehl muß präzise
begründet sein. Hier wird der Haf? _.: durch
einen Richterbeschluß auf der Basis lediglich von
Polizeimaterial unterlaufen. e

Die Höchstfrist von vierzehn Tagen verletzt
anz deutlich den Grundsatz der Verhältnismäßig−
kei Die Sistierung wirkt bei diesem Anlaß auf |

groteske Weise überzogen. Bedenkt man die Tat−
sache, daß es sich jeweils um vagen Zukunftsver−
dacht von Schuldlosen oder Bagatelltätern handelt,
wird die Vierzehn−Tage−Drohung unerträglich.
Die zweimal zu lesende Gesetzesfarmeh daß die
bevorstehenden Taten ?von erheblicher Bedeutung
für die Allgemeinheit? sein müßten, ist nur salva− |

torisches Wortgeklingel, die geschilderte Praxis
zeigt?s. Die Zwei−Wochen−Drohungdient der po−|
litischen Abschreckung,nichts anderem.

Formeln wie ?zu ihrer Begehung beitragen
wird?, ?Transparente oder sonstige Gegenstände
mit einer solchen Aufforderung?, ?Flugblätter sol−
chen Inhalts?, ?Menge, die zur Verteilung geeig− ,
net ist?, ?Begleitperson?, ?Waffen, Werkzeuge
oder sonstige Gegenstände..., ersichtlich zur ’

Tatbegehung bestimmt?, ?erfahrungsgemäß bei.
derartigen Taten? (ungenannten Strafbestimmun− |

gen) sind nicht eng begrenzt, sondern weit. Sie
verletzen das Verfassungsgebot der Bestimmtheit,
das gerade bei Freiheitsentzug rigoros beachtet|
werden muß. Sie sind auch nicht notwendig. Die |
liberalen Regelungen in allen anderen Bundeslän−

dern zeigen das. − Fazit: Bayerns Gesetzgeber,
Verfassungsgericht und Polizei schließen aus va−
gen äußeren Gegebenheiten auf, Absichten von
Menschen und auf künftige strafbare P−−dlungen, |
inhaftieren wegen dieser Absichten ’haffen |
damit eine Absichts−Strafe. Daß dies vollem ge− ;
gen Meinungsfreiheit und Demonstrationsrecht
geht, wird aus dem Gesetzestext überdeutlich.
Bayern beruft sich gern auf die Regelungen von |;
Baden−Württemberg, Bremen und Hamburg, die
auch die äußerste Grenze von vierzehn Tagen auf−
weisen. ?Aber dort wird überall knapp und präzise

|’

formuliert. Außerdem hat dort niemand je die!
lange Frist wirklich vollstreckt. Richter sorgten

|? für ihre Entschärfung. ; i

Daß Bayern es anders vorhat, zeigen der Zeit−
punkt und der Anlaß der ersten Anwendung.Die!
rasche Inhaftierung der vier Demonstranten be−’
weist auch die verfassungsmäßige

Ungelieuerlich−|keit des Vorgangs: Atomkraftgegner werden vor−
|

E
R

? sorglich ins Gefängnis geworfen. Polizei und
Staatsregierung erklären das als gesetzlich fun−
diertre Gefahrenabwehr gegen Gewalttäter. In
Wirklichkeit handelt es sich um ein politisches In− |
strument der Abschreckung und Repression gegen|
Unliebsame, um Mißachtung der Freiheitsgarantie.
Die Gesetzesermächtigung und die Maßnahmen
der Polizei sind schwere Verletzungen der Habe−
as−corpus−Sicherungen unserer Verfassung, daher
verfassungswidrig. . Hanno Kühnert
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Von Michael Munkler

Die Premiere ging in die Hose. Erstmals wurde
das neue Polizeiaufgabengesetz nach derEnt−

scheidung des bayerischen Verfassungsge−
richtshofs, das die neue Regelung vor wenigen
Tagen für rechtenserachtet hatte, vor den To−
ren des GundremmingerKernkraftwerks ange−
wandt: Am Montagstieß der von derPolizei

ausgesprochene und von dem Günzburger
Amtsrichter rechtlich ? bestätigte Unterbin−

dungsgewahrsam auf Protest − und das nicht
nur bei Grünen und der SPD. Sogar aus CSU−
Kreisen waren nachdenkliche Stimmen zu hö−
ren.

Kein Zweifel: Friedliche Demonstrierer, die
weder gewaltsam waren noch die Zufahrt
blockierten, in eine Haftanstalt zu bringen,ist
mit der Verhältnismäßigkeit der Mittel nicht
zu vereinbaren. Und das Innenministerium

reagierte umgehend. Zwar wurde das nie so

bestätigt, doch gibt es eigentlich nureineEr−

klärung, warum die drei jungen Männer und
die Frau am Dienstag überraschend freikamen
und nicht − wie ursprünglich angeordnet − bis
Donnerstag in ?den Haftanstalten einsitzen
mußten: Die Behörde gab derPolizei die Wei−
sung, dem zuständigen Amtsrichter auszurich−

ten, der Haftgrundsei weggefallen, da die De−
monstration der nichtfestgesetzten AKW−Geg−
ner inzwischen abgebrochen wordensei. Der
Amtsrichter ordnetedieFreilassung an.

In einer windelweichen Erklärung des In−
nenministeriumshieß es denn auch,dieses ha−
be die Freilassung ?veranlaßt?. Vieles spricht
dafür, daß den zuständigenPolitikern und Mi−
nisterialbeamten aufgrund der zahlreichen
Proteste gegen den Unterbindungsgewahr−
sam die Sache zu heiß wurde.

Denn die Demonstranten im Unterbin−

dungsgewahrsam hatten dem Vernehmungs−
beamten klipp und klar gesagt, nach’einer
möglichen vorläufigen Freilassung würdensie

umgehendihre Aktion dort fortsetzen, wo sie

laut Auflagenbescheid nicht genehmigt war:
unmittelbar vor dem Werkstor. Offensichtlich
hatte sich das Innenministerium vor dem

Rückzug mit dem Justizministerium im Frei−
staat abgesprochen. Denn die Presseagentur
dpa würde am Dienstag gegen 15 Uhr vom Ju−
stizministerium informiert. Daß der Unterbin−

dungsgewahrsam vom Montag auch vom In−
nenministerium als Schußin den Ofen angese−
hen worden war, zeigt schließlich auch die

Tatsache, daß die Demonstranten, die sich

umgehend wieder vors Werkstorstellten, bis
zum Ende der Aktion nicht mehr festgenom−
men wurden. Nervös waren offensichtlich die
Verantwortlichen. Das Ministerium hatte sich

zeitweilig ?sämtliche Presseauskünfte zu dem
Fall? vorbehalten. . ä

Der ganzeFall zeigt, wie schwierig die An−

wendung des umstrittenen erweiterten Poli−

zeiaufgabengesetzesist. So gesehen, wäre es
nur wünschenswert, wennsich schon bald das

Bundesverfassungsgericht mit der Rechtmä−

BRigkeit des Gesetzes zu beschäftigen hätte.
Indes?kann man vor denidealistisch ge−

sinnten Demonstranten vor dem Werkstor, die
seit über einem Jahr im Rahmenihrer ?Mahn−
wache? sonntags aufdie Gefahren der Kernen−

ergie aufmerksam machen,eigentlich nur den
Hutziehen ? auch wenn sie zweifelsohne eine

Ordnungswidrigkeit begangen haben. Die
Hartnäckigkeit und Zivilcourage, mit der sie
sich für ihre Sache einsetzen, nötigt einem Re−

spekt ab. Von ihnen ging zu keinem Zeitpunkt
irgendeine. Gefahr für die öffentliche Sicher−
heit und Ordnungaus. Hätte mansie gewäh−
ren lassen, wäre ihr Anliegen wohl niemals so

publik geworden.
Ihr Verdienst: Sie haben an Hiroshima und

Nagasaki erinnert. Ob dies in Zusammenhang
mit der friedlichen Kernenergienutzung zu

bringen ist, darüber kann diskutiert werden.

Tatsacheist, dalß?es weltweit Hunderttausende
noch lebende Opfer der Atomkraft gibt: Nicht
nur in Tschernobyl, sondern eben auch in Na−

gasaki, Hiroshima und auf den Südseeatollen,
wo die Staaten ihre menschenverachtenden
Atombomben ausprobiert haben und un−

schuldigen Menschen über Generationenhin−

weg schwerste Schäden zugefügt haben.
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42.88.90
Ein Mißgriff
in Gundremmingen
Erst vor wenigen Tagenhatder Bayerische Ver−

fassungsgerichtshof u. a. die Verlängerung des

Unterbindungsgewahrsamsauf bis zu 14 Tage
für Rechtens erklärt. Die Proteste gegen diese

Entscheidung sind noch kaum verhallt, da lie−
fert der Staat?ein Anschauungsbeispiel,? das"
Wasser auf die MühlenderKritikerist.

?Sind doch vier junge Leute in Unterbin−
dungsgewahrsam genommen worden, die
durch eine Mahnwache beim Kernkraftwerk

Gundremmingen an den 45. Jahrestag der
Atombombenabwürfe in Japan erinnern woll−
ten. Zur vollen Wahrheit gehört allerdings
auch, daß sie gleichzeitig gegen.die Nutzung
der Atomkraft protestierten − und daßsie zuvor
weder auf gutgemeinte Kompromißvorschläge
eingegangen waren noch sich an die Auflage

hielten, auf einem Parkplatz zu demonstrieren.
Vielmehr legten sie sich mehrfach vor den:

Haupteingang. Die ungehorsamen jungen
Leute waren auf einen Konflikt mit der Staats−
macht aus ? und Richter sowie Polizei taten
ihnen auch diesen Gefallen, so daß die Mahn−
wache nuneine Affäre geworden ist.

Mit der Möglichkeit, jemanden ohne Haft−
befehl bis zu 14 Tage einzusperren, sollen be−
vorstehende Straftaten oder Ordnungswidrig−

? keiten verhindert werden. Vom nackten Buch−
staben des Gesetzes her mag das Vorgehen in

Gundremmingensogar gedeckt gewesensein.
In Wirklichkeitist jedoch mit Kanonenauf Spat−
zen geschossen worden. Wenn sogar Teilneh−
meran einer Mahnwäche gegen Atomkraft, die
militärisch wie die friedlich genutzte, vorbeu−

gend hinter Gitter gebracht werden, dann sind
die schlimmsten Befürchtungen, die mit dem

. verschärftenPolizeiaufgabengesetz verbunden
werden, offenbar angebracht Gernot Römer
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Demonstranten vor
AKW festgenommen
?An Hiroshima erinnert A. 4.8.90%

:
N

Gundremmingen (mun).
Vier junge Männer, die gestern im Rahmen
eines sogenannten ?DieIn? ohne entspre−
chende Genehmigungliegend vor dem Gun−

minger Kernkraftwerk gegen die Atom−

f demonstrierten, sind von der Polizei

?festgenommen und dem Günzburger Amts−
richter vorgeführt worden. Am Nachmittag
wurde gegen sie eine Haftfortdauer bis ein−
schließlich Donnerstag ausgesprochen.

Zusammen mit weiteren vier jungen Leu−
ten wollten die gestern Festgenommenen von
der Aktion ?Mahnwache? an den 45. Jahrestag
der Atombombenabwürfe auf Hiroshima (Ja−
pan) am 6. August 1945 und drei Tage später
auf Nagasaki demonstrieren.

Bereits am Dienstag vergangener. Woche ,
hatte ein Gespräch zwischen der Burgauer Po−
lizei, einem Vertreter des Landratsamtes und
der Betreiberfirma des AKW stattgefunden.
Ursprünglich wollten die Atomkraftgegner
?ihre Kundgebung vor dem Werkstor abhalten,
?was die Gundremminger Werksleitung nach
Angaben von Sicherheitsingenieur Dr. Nor−
bert Eickelpasch allerdings nicht für die ge
plante Dauer von vier Tagen akzeptieren woll−
e. Die Polizei habe einen Kompromißvor−
hlag unterbreitet, sagte der für die öffentli−

?sche Ordnung und Sicherheit im Landratsamt
zuständige Stefan Papsthart.

Demnach hätten die Demonstranten je
weils am Montag und Donnerstag ein etwa
zehnminütiges ?Die−In? vor den Werkstoren
durchführen können,danachhättensiesich je−
doch wieder auf den Parkplatz P II − ebenfalls
im Besitz der Betreibergesellschaft − zurück−
ziehen müssen.

Da die AKW−Gegner diesem Vorschlag
nicht zustimmen wollten, sei im Auflagenbe−
scheid der Parkplatz als alleiniger Kundge−
bungsort ausgewiesen worden. Für Polizeichef

Nägele von der Burgauer Polizeiinspektionist
die Sache klar: Die vier jungen Männer hätten
sich nicht an die Auflagen gehalten undliegend
vor dem Werkstor demonstriert. Das Gelände
sei aber im Besitz der Betreibergesellschaft.

Trotz mehrmaliger Aufforderung durch die −

eingesetzten Beamtenseien sie nicht aufgestan−
den und weggegangen. Daraufhin kamen? sie
zunächstin ?Sicherheitsgewahrsam" und wur−
den gestern nachmittag dem Amtsrichter in
Günzburg vorgeführt.

i

Wiederholungsgefahr

Nach Angabenderstellvertretenden Amts−
gerichtsdirektorin Gerda König−von Sperl hat−
te der Amtsrichter bis gestern nachmittag ge−
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Vier Demonstranten sind gestem vor dem Gundremminger Werkstor festgenommenworden.
Die anderen wollen die Aktion bis Donnerstag fortsetzen und an die Atombombenabwürfe auf
Hiroshima und Nagasaki erinnern.

B
Br

gen drei dervier Männer eine Haftfortdauer
bis einschließlich Donnerstag angeordnet.
Während des Gesprächs, so? Frau König−von
Sperl. sei deutlich geowrden. daß eine Wieder−
holungsgefahr bestehe.

Die Atombombesei ?die Mutter jeglicher
Kernkraftnutzung?, begründete eine Demön−
strantin gestern vor dem: Gundremminger
Werk die Aktion. Darauf wolle man am 45.
Jahrestag von Nagasaki und Hiroshima auf−
merksam machen. Denn: ?Die Folgen für die
Überlebenden von Tschernobyl sind genauso
schlimm wie die Opfer von Hiroshima.?

Die Reaktion der Polizei sei ?lächerlich?,
sagte sie. Ziel der Aktion ?Mahnwache"sei es,
die Mitarbeiter in der Gundremminger Anlage
mit den Gefahren der Atomkraft zu konfron−
tieren. Genaudies, so die Demonstrantin, wol−
le die Kraftwerksleitung aber offensichtlich
verhindern. ?Die Gestaltung der Tage ergibt
sich aus Gesprächen mit den Arbeitern, Tex−
ten, Liedern. Gebeten und Schweigen?, heißt
es im ?Aufruf der religiös motivierten Aktion
?Mahnwache?. i

Außerdem fasten die jungen Leute nachei−
genen Angaben ausProtest gegen die Nutzung
der Kernkraft von Montag ibs Donnerstag:
?Wir hungern nach Umkehr?, so steht es im
Flugblatt.

Eine ?äußerste Verärgerung und innere
Wut? über die Vorwürfe der AKW−Geener hat

Bild: Munkler

Dr. Norbert Eickelpasch nach eigenen Worten
bei den Angestellten in der Anlagefestgest
Besonders hart und nachweislich falsch, sc.
Sicherheitsingenieur, sei die Aussage, Kefff−
kraftwerkestellten ?einen Verrat an Neugebo−
renen? dar. Er verwies darauf, daß die Kraft−
werksleitung stets zum Gespräch mit den De−
monstranten der jeden Sonntagstattfindenden
?Mahnwache? bereit gewesensei.

Auch habe er die AKW−Gegner zu einem
Informationsbesuch eingeladen. Dieses Ange−
botsei jedoch abgelehnt worden. Unverständ−
lich für Eickelpaschist auch, daß die Demonst−
ranten den von der Polizei ins Gespräch ge.
brachten Kompromißvorschalg nicht ange−
nommen haben. Die Werksleitung hätte?die"
sem zugestimmt, versicherte Eickelpasch. ;Völ−
lig unbegreiflich?ist für ihn der Vörwurf der
Demonstranten,die im Werk Beschäftigtensei−
en bereit, ?über Leichen zu gehen?.

Ziviler Ungehorsam

Die AKW−Gegner wollen ihre Aktion auf
dem Parkplatz bis einschließlich Donnerstag
fortsetzen. Mit dem zivilen Ungehorsam, so
heißt es auf einem Flugblatt, ?fordern wir den
Dialog innerhalb der Gesellschaft ein?, Eine
strafrechtliche Verfolgunghelfe mit, ?den Kon−
flikt offenzulegen und auszutragen?.



45
Mahnwachevor Kernkraftwerkis
Zur Berichterstattung über die Festnahme
von Demonstranten bei einer Mahnwache
vor dem Kernkraftwerk Gundremmingen:

Bemerkenswert ist, wie die "neueste
Rechtslage (1) im freiheitlich−demokratischen
Bayern ermöglicht, gewaltlose Demonstran−−
ten/innen gegen die lebensgefährliche Atom−

− energie und Teilnehmer/innen einer Mahn−
wache zum 45. Jahrestag der Atombombenab−.
würfe in Japan vor dem AKW Gundremmin−
?gen einfach vorläufig−vorsorglich einmal in
"Haft zu nehmen (!). Übrigens, wie geiferten
gewisse Kreise alljährlich hierzulande wohl,
wenn diese Hunderttausende Opfer fordern−
den Atombombenwürfe ? Verbrechen gegen
Menschlichkeit, Menschen und Umwelt ?−
dem Konto des verbrecherischen Stalinismus
zugerechnet werden könnten und nicht dem:
Schuldmaß (einer Regierung) der befreunde−
ten, großen Demokratie USAzukämen. .

G. Schupp−Schied’
Blücherstraße 72, 8900 Augsburg

Ziviler Ungehorsam
Angesichts des großen Protests, den unsere
Festnahme ausgelöst hatte, scheute das In−
nenministerium nicht davor zurück, mit der
Begründung, die Demonstration wäre abge−brochen worden (tritt bei Festnahme des Ver−
sammlungsleiters automatisch ein), die Maß−

| sungwie geplant fortzusetzen. Damit bewies
.. das Amt des Ministers Stoiber, daR es sich bei
Bedarf wie das Fähnlein im Wind drehen
kann, um:.damit den nach Anweisung han−
delnden Beamten in den Rücken zu fallen.
Uns steht klar vor Augen, daß wir die Atom−
wirtschaft nicht unterbinden können, solangewir den Betreibern solcher Anlagen mit unse−
rer Sucht nach Wohlstand die Macht über un−
ser Leben in die Hand geben. Mit unserem Fa−
sten wollen wir zeigen, daß wir gemeinsam
den Kampf gegen diese Sucht aufgenommen
haben. Es ist unsere Pflicht, zivilen Ungehor−
sam zuleisten, da es gesetzlich erlaubt ist, die
Risiken ?atomarer Energiegewinnung ?in
Kauf? zu nehmen. Dinge in Kauf zu nehmen,deren ?Folgen niemand verantworten kann
und die in der Hauptsache diejenigen betref−
fen, die nach uns geboren werden, ist jedochein Verbrechen. Hanne Mayr−Graf

Aktion Mahnwache Gundremmingen.
− Keplerstraße 19, 7900−Ulm

Bedenkliches Vorgehen \
Der Arbeitskreis für Friedensaufgaben in der,
?ev.−luth. Kirchengemeinde Günzburg begrüßt|
die Mahnwachein Gundremmingen zum Ge−
denken an die Opfer von Hiroshima und Na−
gasaki..Die Erinnerung an ?Hiroshima? und
?Nagasaki? hat eine positive ?erhebliche Be−
deutung für die Allgemeinheit?. Darum halten
wir. das Vorgehen derJustiz für bedenklich.nahmeplötzlich als hinfällig zu erklären. Dies,

°

tgenommenenzu Protokoll ge−
geben hatten, die Aktion im Falle der Freilas−

obwohl die Fes: Angela Schwaab
Christa−Wall−Str. 21,8870 Günzburg

und sieben weitere Unterzeichner

GegenRechtedes Eigentümers
Zum Leserbrief ?Mahnwache vor Kernkraft−
werk− Ziviler Ungehorsam?vom 18. August:

Trotz allem Verständnis für die Anliegen
der Versammlungsteilnehmer darf ich auf fol−
gendes hinweisen: 1.:Wegen der Bedeutung
der ersten beiden Atombombenabwürfe vor
45 Jahren war durch die Polizei bereits in der
Vorbesprechung mit dem Anmelder der Ver−
sammlung die Duldung vonje zehnminütigen

°

Behinderungen der Einfahrt ins Gespräch ge−
bracht worden.DerVersammlungsleiter woll−
te sich aber in seiner? Entscheidungsfreiheitnicht so einschränken lassen. 2. Die Disposi−tion überdas Hausrecht und die damit unge−
hinderte− freie Zufahrt ?zum ’Werksgelände−
steht nicht der Polizei, sondern dem Grund− %
stückseigentümer zu. 3. Gegen den versamm−−,
lungsrechtlichen Auflagenbescheid des Land−
ratsamtes Günzburg, der eine Behinderung

−
der Einfahrt nicht zuließ, wurde vom Anmel−
der keines der möglichen Rechtsmittel einge−
legt, obwohl doch schon von Anfang an; dieAbsicht bestanden haben dürfte,sich überdie
Rechte des Grundstückseigentümers hinweg−
zusetzen. 4. Die vier Teilnehmer waren erst in
Gewahrsam genommen worden, als sie inner−

"
halb weniger Stunden mehrmalsversuchthat−
ten, die Zufahrt zum Werk zu blockieren und
auch ausihrer Argumentation abzusehen war,
daß sie ihr Verhalten bis Donnerstag (9. Au−
gust) fortsetzen würden. 5. Nach der Progno−
se, die wir nach der n? igen Anhörungder vier Teilnehmer am Dienstag (7. August)
angestellt hatten, rechneten wir allenfalls für .
Donnerstag (9. August) gegen 11 Uhr mitei−
ner neuerlichen Behinderung der Werkszu−

fahrt. Deshalb wurde der Gewahrsam aufge−hoben. Der weitere Geschehensablauf hat:
dann unsere Annahmeauch bestätigt. − .

Hellmut Zink
?Leiter der Polizeidirektion Krumbach

Mindelheimer Straße 32, 8908 Krumbach

Störfall

ZumBericht ?Trotz Zwischenfall läuft Revi−
sion nach Plan? vom 13. September;

Herr Eickelpasch gibt sich überzeugt, daß
der Störfall, der sich am 9. September 1990 im
AKW Gundremmingen ereignete, keine dra−
matischen Folgen hätte haben können. Was −
wäre geschehen, wenn das 280 Kilogramm
schwere Brennelement statt über dem Lager−
becken über dem Reaktorkern abgestürzt wä−
re? Handelte es sich? um einenBedienurigsfeh−
ler, daß das Rohr.aus der Halterung futschenkonnte, oder versagte die Technik? .;

Ich erinnere mich, daßüns von der Mahn− :
wache Grundremmingen im. Juli 1989 bei
?einem Infogespräch von ?Herrn Dr. Eickel− ’
pasch gesagt wurde, daßeinStörfalll: wie er" sich in Krümmelim Juni 1989 ereignethatte, in
Gundremmingen ausgeschlossen werden kön−
ne. Im Siedewasserreaktor Krümmel war wie
jetzt in Gundremmingen bei der Revision ein ’
Brennelement über. dem. Lagerbecken abge
stürzt. nr, Sr n

−

"

Wie konntees jetzt dennoch zu diesem Un−fall auch in Gundremmingen kömmen?In der
? Atomindustrie scheint allgemein Palmströms |
Devise zu gelten: ?Weil nicht sein kann, was |
nicht’sein darf... .* ? ?
Mahnwache Gundremmingen
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Wer den Aufruf unterzeichnet hat oder uns anderweitig sein/

ihr Interesse bekundet, erhält von uns auch weiterhin Post,

ansonsten aber nicht. Es ist eine Kostenfrage und außerdem

wollen wir niemand belästigen.

Wir danken allen, die uns bisher mit Geld, Rat und Tat

unterstützt haben.

Der Druck diesen Rundbriefes kostet ungefähr 30 Pfennig.

Spendenkonto: Mahnwache Gundremmingen Ktnr. 56529

Ökobank Frankfurt BLZ 500 901 00

Druck bei Andere Baustelle Ulm

Wer das Faltblatt "Mahnwache Gundremmingen" weiterverteilen
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